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Verordnung über die Qualifikation für ein Studium an
der Universität des Saarlandes

(Qualifikationsverordnung
Universität – Q VOU)

Vom 7. Februar 1994

Auf Grund des § 96 Abs. 2 des Gesetzes über die
Universität des Saarlandes (Universitätsgesetz – UG) vom
8. März 1989 (Amtsbl. S. 609), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 15. Juli 1992 (Amtsbl. S. 838), verordnet das
Ministerium für Bildung und Sport:

§1

(1) Die Qualifikation für ein Studium an der Universität
des Saarlandes wird durch die Hochschulreife
nachgewiesen.

(2) Die Hochschulreife wird als allgemeine oder als fach-
gebundene Hochschulreife erworben.

(3) Die allgemeine Hochschulreife berechtigt zum Studium
aller Studiengänge an der Universität des Saarlandes.

(4) Die fachgebundene Hochschulreife berechtigt nach
Maßgabe dieser Verordnung zum Studium bestimmter
Studiengänge an der Universität des Saarlandes.

§ 2

Die allgemeine Hochschulreife wird nachgewiesen durch
folgende im Saarland erworbenen Zeugnisse:

1. Reife- oder Abiturzeugnis eines öffentlichen oder staat-
lich anerkannten privaten Gymnasiums oder einer
öffentlichen oder staatlich anerkannten privaten Ge-
samtschule mit gymnasialer Oberstufe,

2. Reife- oder Abiturzeugnis des Saarland-Kollegs (Insti-
tut zur Erlangung der Hochschulreife) oder des Abend-
gymnasiums Saarbrücken,

3. Reife- oder Abiturzeugnis des Deutsch-Französischen
Gymnasiums Saarbrücken,

4. Abiturzeugnis einer staatlich anerkannten Freien Wal-
dorfschule,

5. Reife- oder Abiturzeugnis für Schulfremde bzw. Nicht-
schüler,

6. Zeugnis der Prüfung für die Zulassung zum Hochschul-
studium ohne Reifezeugnis bzw, für den Hochschulzu-
gang von besonderes befähigten Berufstätigen (Begab-
tenprüfung).

§ 3

(1) Zum Studium an der Universität des Saarlandes
berech- tigen die folgenden im Saarland erworbenen, dem
Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife gleichwertigen
Vorbil- dungsnachweise:

1. Zeugnis über die bestandene Abschlußprüfung an einer
öffentlichen oder staatlich anerkannten privaten Fach-
hochschule,

2. Zeugnis über die bestandene Laufbahnprüfung (Anstel-
lungsprüfung) für den gehobenen nichttechnischen
Dienst nach Abschluß des Studiums an der Fachhoch-
schule für Verwaltung Saarbrücken.

(2) Zum Studium an der Universität des Saarlandes
berechtigen die dem Zeugnis der allgemeinen
Hochschulreife gleichwertigen Abschlußzeugnisse/
Vorbildungsnachweise folgender ehemaliger Bildungs-
einrichtungen im Saarland:

1. Bergingenieurschule Saarbrücken
2. Staatliche Ingenieurschule Saarbrücken.
3. Höhere Fachschule für Sozialarbeit
4. Staatliche Werkkunstschule Saarbrücken,
5. Höhere Wirtschaftsfachschule in Abendform,
6. Pädagogische Hochschulen des Saarlandes (Comenius-
    Hochschule, Peter-Wust-Hochschule),
7. Lehrerbildungsseminar (Zeugnis über die erste Lehrer-
    prüfung),
8. Frauenoberschule mit erster Lehrerprüfung.

(3) Der Nachweis über das Vorliegen der Gleichwertigkeit
nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 wird durch eine
Bescheinigung des Ministeriums für Bildung und Sport
geführt.

§ 4

Zum Studium aller Studiengänge an der Universität des
Saarlandes sind auch Inhaber einer fachgebundenen Hoch-
schulreife gemäß § 5 berechtigt, die auf Grund dieser
Qualifikation zu einem wissenschaftlichen Studiengang an
der Universität des Saarlandes zugelassen wurden und
diesen Studiengang mit einer Hochschulprüfung oder einer
staatlichen Prüfung ordnungsgemäß abgeschlossen haben.

§ 5

Die fachgebundene Hochschulreife wird nachgewiesen
durch folgende im Saarland erworbenen Zeugnisse:
l. Abschlußzeugnis der Akademie für Arbeit und Sozial-

wesen des Saarlandes, sofern in der Abschlußprüfung
mindestens die Gesamtnote ”gut” erreicht wurde und
der Besuch zusätzlicher Unterrichtsveranstaltungen in
Mathematik und einer Fremdsprache nachgewiesen
wird, mit der Berechtigung zur Aufnahme eines
Studiums der Volkswirtschaftslehre,
Betriebswirtschaftslehre oder Soziologie,

2. Zeugnis der Musikhochschule des Saarlandes über die
bestandene Diplommusiklehrerprüfung, das Bewerber,
die ohne Hochschulreife zur Musikhochschule zugelas-
sen wurden, zur Aufnahme des Studiums der Musikwis-
senschaft berechtigt,

3. Abschlußdiplom der Hochschule der Bildenden Künste-
Saar (Kunsthochschule) des Saarlandes, das Bewerber,
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die ohne Hochschulreife zur Kunsthochschule zugelas-
sen wurden, zur Aufnahme eines Studiums der Kunst-
geschichte berechtigt,

4. Zeugnis über die mit mindestens der Durchschnittsnote
2,5 an einer der nachstehend aufgeführten öffentlichen
oder staatlich anerkannten privaten Fachhochschulen
bestandene Vorprüfung, das auf Grund des Studiums in
einer in Spalte 1 genannten Fachrichtung oder einem
dort genannten Studiengang für ein Studium in einem in
Spalte 2 genannten Studiengang an der Universität des
Saarlandes berechtigt:

Spalte l Spalte 2

Hochschule für Technik Universität des Saarlandes
und Wirtschaft des Saarlandes

Bauingenieurwesen Mathematik
Physik
Informatik

Betriebswirtschaft Betriebswirtschaftslehre
(Dipl.-Kaufmann,
Dipl.-Handelslehrer)
Volkswirtschaftslehre
Informatik
Mathematik

Elektrotechnik Elektrotechnik
Mathematik
Physik
Informatik

Praktische Informatik Informatik
Mathematik

Maschinenbau Konstruktions- und
Fertigungstechnik
Mathematik
Physik

 Informatik
Wirtschaftsingenieurwesen Betriebswirtschaftslehre

(Dipl-Kaufmann,
Dipl.-Handelslehrer)
Volkswirtschaftslehre
Informatik
Mathematik

Katholische Hochschule für Universität des Saarlandes
Soziale Arbeit

Sozialarbeit/Sozialpädagogik Erziehungswissenschaft
Soziologie
Psychologie

 Fachhochschule für Bergbau Universität des Saarlandes

Elektrotechnik Elektrotechnik
Mathematik
Physik
Informatik

Maschinentechnik Konstruktions- und
Fertigungstechnik
Werkstoffwissenschaften
Mathematik
Physik
Informatik

Spalte l Spalte 2

Fachhochschule für Bergbau Universität des Saarlandes

Vermessungstechnik Mathematik
Physik
Informatik

Verfahrenstechnik Konstruktions- und
Fertigungstechnik
Werkstoffwissenschaften
Mathematik
Physik
Chemie
Informatik

Bergtechnik Konstruktions- und
Fertigungstechnik
Werkstoffwissenschaften
Mathematik
Physik
Informatik

§ 6
Zum Studium an der Universität des Saarlandes
berechtigen außerhalb des Saarlandes im Geltungsbereich
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland
erworbene Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife, der
fachgebundenen Hochschulreife und sonstige
Hochschulzugangsberechtigungen, die den Vereinbarungen
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in
der Bundesrepublik Deutschland (Kultusminister-
konferenz) oder bilateralen Vereinbarungen des Saarlandes
mit einem anderen Land entsprechen. Die Entscheidung
darüber, ob die Voraussetzungen der jeweiligen
Vereinbarung erfüllt sind, trifft das Ministerium für
Bildung und Sport.

§ 7

(1) Zum Studium an der Universität des Saarlandes
berechtigen auch folgende außerhalb des Saarlandes im
Geltungsbereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland erworbenen Zeugnisse und Vorbildungs-
nachweise:
1. Abschlußzeugnis des Oberstufen-Kollegs des Landes

Nordrhein-Westfalen an der Universität Bielefeld,
2. Zeugnis über die bestandene Abschlußprüfung an einer

öffentlichen oder staatlich anerkannten privaten Fach-
hochschule oder in einem genehmigten Fachhochschul-
studiengang an einer anderen Hochschule, sofern eine
vom Ministerium für Bildung und Sport anerkannte
Fachhochschulreife gegeben ist,

3. Zeugnis über die bestandene Laufbahnprüfung (Anstel-
lungsprüfung) für den gehobenen nichttechnischen
Dienst nach vollständigem Studium an einer Beamten-
fachhochschule oder Fachhochschule für öffentliche
Verwaltung in dem Umfang der im Herkunftsland
geltenden Qualifikation, sofern eine vom Ministerium
für Bildung und Sport anerkannte Fachhochschulreife
gegeben ist.

(2) Zum Studium aller Studiengänge an der Universität des
Saarlandes sind auch Inhaber einer fachgebundenen Hoch-
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schulreife berechtigt, die auf Grund dieser Qualifikation zu
einem Studiengang an einer wissenschaftlichen
Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes für die
Bundesrepublik Deutschland außerhalb des Saarlandes
zugelassen wurden und diesen Studiengang mit einer
Hochschulprüfung oder einer staatlichen Prüfung
ordnungsgemäß abgeschlossen haben.

§ 8

Die fachgebundene Hochschulreife in dem in ihrem jewei-
ligen Herkunftsland geltenden Umfang wird nachgewiesen
von Bewerbern, die außerhalb des Saarlandes im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland die Vorprüfung an einer öffentlichen oder
staatlich anerkannten privaten Fachhochschule abgelegt
oder in einem integrierten Studiengang an einer
öffentlichen oder staatlich anerkannten privaten
Gesamthochschule die für das Studium in einem
wissenschaftlichen Studiengang (Hauptstudium)
qualifizierende Zwischenprüfung erfolgreich abgelegt und
die dazugehörigen Brückenkurse erfolgreich abgeschlossen
haben, sofern die Durchschnittsnote der Vorprüfung bzw.
Zwischenprüfung mindestens 2,5 beträgt und eine vom
Ministerium für Bildung und Sport anerkannte
Fachhochschulreife gegeben ist.

§ 9

Das Ministerium für Bildung und Sport kann über die in
den §§ 6 bis 8 geregelten Fälle hinaus weitere Nachweise
der allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife, die
außerhalb des Saarlandes im Geltungsbereich des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland
erworben wurden, als Qualifikation für einen Studiengang
an der Universität des Saarlandes anerkennen, wenn sie im
Herkunftsland zu diesem Studiengang berechtigen und die
Bedingungen ihres Erwerbes den saarländischen
Bedingungen entsprechen.

§  10

Zum Studium an der Universität des Saarlandes
berechtigen auch Hochschulzugangsberechtigungen, die in
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik
erworben wurden, in dem durch die entsprechenden
Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz festgelegten
Umfang. Ausgenommen sind Hochschulzugangsberech-
tigungen, die in der ehemaligen Deutschen
Demokratischen Republik nur von Ausländern erworben
worden konnten.

§  11

Zum Studium an der Universität des Saarlandes
berechtigen auch das
1. Abiturzeugnis, das an Schulen außerhalb des Saarlandes

nach dem Abkommen zwischen der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der
Französischen Republik über die Errichtung deutsch-
französischer Gymnasien und die Schaffung des
deutsch-französischen Abiturs sowie die Bedingungen
für die Zuerkennung der Abiturzeugnisse ausgestellt
worden ist,

2. Zeugnis einer Europäischen Schule über das Bestehen
der Europäischen Reifeprüfung,

3. Reife- oder Abiturzeugnis einer deutschen Schule im
Ausland, die von der Kultusministerkonferenz
anerkannt und zur Abhaltung der deutschen Reife- oder
Abiturprüfung ermächtigt wurde,

4. Reife- oder Abiturzeugnis einer Privatschule im
deutschsprachigen Ausland, die von der Kultusminister-
konferenz zur Abhaltung der deutschen Reife- oder
Abiturprüfung ermächtigt wurde,

5. an einer deutschen Schule im Ausland erworbene Zeug-
nis über die Erweiterte Ergänzungsprüfung zu einem
ausländischen Zeugnis der Hochschulreife in Verbin-
dung mit letzterem,

6. Zeugnis der deutschen allgemeinen Hochschulreife, das
an von der Kultusministerkonferenz anerkannten
deutschen Abteilungen der internationalen Gymnasien
(Lycées Internationaux) in Frankreich erworben wurde,

7. Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife der deutschen
Abteilungen der Internationalen Shape-Schule in Shape
(Belgien) und der Internationalen AFCENT-Schule in
Brunssum (Niederlande).

§ 12

Für sonstige Vorbildungsnachweise, die außerhalb des
Geltungsbereichs des Grundgesetzes für die Bundesrepu-
blik Deutschland erworben werden, gilt:

1. Sie gelten als Nachweis der Hochschulreife nur, wenn
sie von der zuständigen Stelle anerkannt worden sind.
a) Zuständige Stelle ist bei deutschen Staatsangehöri-

gen mit Wohnsitz im Saarland das Ministerium für
Bildung und Sport. Bei deutschen Staatsangehöri-
gen mit Wohnsitz in einem anderen Land der
Bundesrepublik Deutschland ist der Kultusminister
dieses Landes bzw. die von ihm beauftragte Stelle,
bei Bewerbern mit Wohnsitz außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland der Kultusminister
des Landes Nordrhein-Westfalen bzw. die von ihm
beauftragte Stelle für die Zeugnisanerkennung
zuständig. Im übrigen gilt für das Verfahren der
Anerkennung ausländischer Hochschulzugangs-
berechtigungen deutscher Staatsangehöriger die
Verordnung über die Anerkennung ausländischer
Hochschulzugangsberechtigungen deutscher Staats-
angehöriger vom 15. März 1988 (Amtsbl. S. 313)
in ihrer jeweils geltenden Fassung.

b) Bei Ausländern entscheidet im Rahmen des Zulas-
sungs- oder Immatrikulationsverfahrens die Uni-
versität des Saarlandes über die Anerkennung; die
Befugnis des Ministeriums für Bildung und Sport,
die Entscheidung zu überprüfen und erforderli-
chenfalls abzuändern, bleibt unberührt.

2. Die Anerkennung setzt grundsätzlich voraus, daß die
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland erworbenen Vorbil-
dungsnachweise ein Hochschulstudium im
angestrebten Studiengang auch im Herkunftsland des
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Bewerbers ermöglichen und Vorkenntnisse erwarten
lassen, die die Aufnahme eines Studiums an der
Universität des Saarlandes sinnvoll erscheinen lassen.
Die Anerkennung erfolgt daher auf der Grundlage der
jeweils geltenden Bewertungsrichtlinien der
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen beim
Sekretariat der Kultusministerkonferenz und der
entsprechenden Beschlüsse der Kultusminister-
konferenz. Bewerber, deren ausländische
Vorbildungsnachweise danach den direkten Hochschul-
zugang ermöglichen, müssen vor der Hochschul-
zulassung Deutschkenntnisse im erforderlichen
Umfang nachweisen. Bewerber, deren ausländische
Vorbildungsnachweise den Hochschulzugang erst nach
Bestehen einer Feststellungsprüfung ermöglichen.
müssen diese Prüfung an einem Studienkolleg ablegen.

§ 13
Die in dieser Verordnung verwendeten Amts- und Funk-
tionsbezeichnungen sowie sonstigen personenbezogenen
Bezeichnungen gelten für Frauen in der weiblichen und für
Männer in der männlichen Sprachform.

§ 14
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Saarbrücken, den 7. Februar 1994

Die Ministerin
für Bildung und Sport

Granz
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Amtsblatt des Saarlandes
Herausgegeben vom Chef der Staatskanzlei

Teil I
2009 Ausgegeben zu Saarbrücken, 10. Dezember 2009 Nr. 49

Bitte beachten!
Amtsblatt Teil I:
Der letzte Erscheinungstermin des Amtsblattes Teil I für das Jahr 2009 ist der 23. Dezember 2009. Annahme-
schluss für Texte, die an diesem Termin erscheinen sollen, ist der 16. Dezember 2009 (Mittwoch, 14.00 Uhr).
Der erste Erscheinungstermin des Amtsblattes Teil I für das Jahr 2010 ist der 14. Januar 2010. Annahmeschluss 
für Texte, die an diesem Termin erscheinen sollen, ist der 6. Januar 2010 (Mittwoch, 12.00 Uhr).

Wichtiger Hinweis!
Gemäß Bekanntmachung vom 30. Oktober 2009 (Amtsbl. S. 1710)  in Verbindung mit § 8 Satz 4 des Amts-
blattgesetzes vom 11. Februar 2009 (Amtsbl. S. 1215) wurde das Amtsblatt des Saarlandes am 3. Dezember 
2009 auf das Amtsblatt Teil I und Teil II umgestellt.
Gesetze und Rechtsverordnungen, Staatsverträge und Abkommen, Bekanntmachungen in Bezug auf Gesetze 
und Rechtsverordnungen, alle sonstigen nach der Verfassung des Saarlandes erforderlichen Bekanntmachun-
gen sowie die veröffentlichungspflichtigen Entscheidungsformeln des Verfassungsgerichtshofes des Saarlan-
des werden seitdem ausschließlich und rechtverbindlich in einer amtlichen Online-Teilausgabe des Amtsblat-
tes (Amtsblatt Teil I) im Verkündungsportal des Saarlandes im Internet veröffentlicht. 
Amtliche Fassung für das Amtsblatt Teil I ist damit nur noch die elektronische Ausgabe dieses Amtsblatt-Teils, 
welche im Verkündungsportal des Saarlandes unter www.amtsblatt.saarland.de abgerufen werden kann.
Die Übersendung des Amtsblattes Teil I in der hier vorliegenden Papierform hat lediglich nachrichtlichen 
Charakter und wird nur noch für eine Übergangszeit bis Ende dieses Jahres fortgeführt. 
Nach diesem Zeitpunkt wird allein das Amtsblatt Teil II weiter in Papierform erscheinen. Beim Amtsblatt 
Teil II hat die Papierausgabe amtlichen Charakter. Die Wiedergabe dieses Amtsblatt-Teils im Verkündungs-
portal erfolgt lediglich nachrichtlich.
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A. Amtliche Texte

Verordnungen

3	 Verordnung zum Unterricht  
	 für ausländische Kinder, Jugendliche und  
	Heranwachsende sowie Schüler und Schülerinnen  
	 mit Migrationshintergrund

Vom 24. November 2009

Aufgrund des § 4 Absatz 9 und des § 33 Absatz 1 bis 5 
des Gesetzes zur Ordnung des Schulwesens im Saar-
land (Schulordnungsgesetz: SchoG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. August 1996 (Amtsbl. 
S. 846; 1997, S. 147), zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 6. Mai 2009 (Amtsbl. S. 706), sowie des § 19 
des Gesetzes über die Schulpflicht im Saarland (Schul-
pflichtgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. August 1996 (Amtsbl. S. 846; 1997, S. 147), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18. Juni 2008 
(Amtsbl. S. 1258), verordnet das Ministerium für Bil-
dung:

§ 1 
Allgemeines

Das Schulpflichtgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. August 1996 (Amtsbl. S. 846; 1997, 
S. 147), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18. Juni 
2008 (Amtsbl. S. 1258), und die Verordnung zur Aus-
führung des Schulpflichtgesetzes (VO-Schulpflichtge-
setz) vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. S. 1382), geändert 
durch das Gesetz vom 18. Juni 2008 (Amtsbl. S. 1258), 
gelten auch für ausländische Kinder, Jugendliche und 
Heranwachsende, die im Saarland ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Berufsausbildungs- 
oder Arbeitsstätte haben, sowie für ausländische Kin-
der, Jugendliche und Heranwachsende, die im Besitz 
einer Aufenthaltsgestattung oder Duldung sind. Die 
Schulpflicht besteht auch dann, wenn diese Schüler 
und Schülerinnen nach dem Recht ihres Heimatlandes 
nicht oder nicht mehr schulpflichtig sind. 

§ 2
Aufnahme in allgemeinbildende Schulen

(1) Ausländische Kinder und Jugendliche, die im Saar-
land schulpflichtig sind und dem Unterricht an einer 
deutschen Schule nach Einschätzung der aufnehmen-
den Schule ohne erhebliche sprachliche Schwierigkei-
ten folgen können, werden grundsätzlich in die ihrem 
Alter oder ihren Leistungen entsprechenden Klassen 
der jeweiligen Schulformen bzw. Schulstufen aufge-
nommen. Erhebliche sprachliche Schwierigkeiten lie-
gen vor, wenn keine ausreichenden Kenntnisse und Fä-
higkeiten in der deutschen Sprache gegeben sind.

(2) Schüler und Schülerinnen mit Migrationshinter-
grund (mindestens ein Elternteil ist Ausländer/Aus-
länderin, im Ausland geboren, seit 1. Januar 1950 
zugewandert oder eingebürgert) sollen in möglichst 
allen Fächern gemeinsam mit Schülern und Schülerin-
nen ohne Migrationshintergrund unterrichtet werden, 
soweit mangelnde Kenntnis der deutschen Sprache 
diesem Ziel nicht entgegensteht. Sofern sie wegen 
erheblicher sprachlicher Schwierigkeiten dem Unter-
richt in einer Klasse nicht folgen können, sind unter 
Berücksichtigung der sächlichen und personellen Ge-
gebenheiten zusätzliche Unterrichtseinrichtungen, ins-
besondere Sprachfördermaßnahmen, vorzuhalten, die 
die Schüler und Schülerinnen in die Lage versetzen, 
möglichst zeitnah wieder am gemeinsamen Unterricht 
teilnehmen zu können. Zu den Einrichtungen zählen 
insbesondere Vorbereitungsklassen, Intensivkurse und 
Förderstunden, die Bestandteile der Schule sind. In 
diesen besonderen Unterrichtseinrichtungen sollen be-
sonders ausgebildete Lehrkräfte unterrichten. 

(3) Der Anteil der Schüler und Schülerinnen mit nicht 
ausreichenden deutschen Sprachkenntnissen in deut-
schen Klassen soll nach Möglichkeit ein Fünftel nicht 
übersteigen. Sofern örtlich die Quote der in Regelklas-
sen aufzunehmenden Schüler und Schülerinnen mit 
nicht ausreichenden deutschen Sprachkenntnissen und 
-fähigkeiten ein Fünftel wesentlich übersteigt, können 
besondere Klassen für diese Schüler und Schülerinnen 
gebildet werden, die nach den geltenden Lehrplänen in 
deutscher Sprache arbeiten.
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(2) Soweit Berufsschulpflichtige, denen es für einen 
erfolgreichen Besuch der Berufsschule lediglich an 
Deutschkenntnissen mangelt, die Teilnahme an außer-
schulischen Intensivkursen nachweisen, werden sie für 
die Dauer des Besuchs der Maßnahme von der Berufs-
schulpflicht befreit.

§ 7
Zeugnisse

(1) Ausländische Schüler und Schülerinnen an deut-
schen Schulen erhalten Zeugnisse wie deutsche Schü-
ler und Schülerinnen. 

(2) Die Leistungsbewertung im Fach Deutsch kann 
durch eine Bemerkung über die mündliche und schrift-
liche Ausdrucks- und Verständigungsfähigkeit ergänzt 
oder erläutert werden. Bei Schülern und Schülerin-
nen mit Migrationshintergrund sind nicht ausreichen-
de Leistungen im Fach Deutsch in den ersten beiden 
Jahren ihres Besuches einer deutschen Schule auf dem 
Zeugnis versetzungsunwirksam; auf die Ausweisung 
einer Fachnote kann verzichtet werden. Die Regelun-
gen in Satz 2 gelten nicht bei der Versetzung in Ab-
schlussklassen, bei Abschlussprüfungen und bei Über-
gangsentscheidungen.

§ 8
Unterricht in der Muttersprache

(1) Um die Verbindung der Schüler und Schülerinnen 
mit Migrationshintergrund zur Sprache und Kultur ih-
rer Heimat zu erhalten, kann das jeweilige Konsulat 
mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde für sie 
muttersprachlichen Unterricht (Muttersprache, Ge-
schichte und Landeskunde) durchführen. Dieser Unter-
richt umfasst in der Regel bis zu fünf Wochenstunden 
und kann vormittags oder nachmittags erteilt werden. 
Soweit Schulraum genutzt wird, ist hierzu das Einver-
nehmen des Schulträgers einzuholen.

(2) Muttersprachlicher Unterricht kann mit einer Min-
destzahl von 15 Schülern und Schülerinnen gleicher 
Sprachzugehörigkeit eingerichtet werden. 

(3) Die zur Erteilung des muttersprachlichen Unter-
richts einzusetzenden Lehrkräfte müssen die volle 
Lehrbefähigung für das auf die jeweilige Schulform 
bezogene Lehramt nach dem Recht ihres Heimatlandes 
erworben haben.

(4) Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten werden 
den konsularischen Vertretungen zur Durchführung des 
muttersprachlichen Unterrichts seitens des Saarlandes 
Zuschüsse gewährt. 

(5) Soweit ausländische Kinder den von den Konsu-
laten eingerichteten muttersprachigen Unterricht besu-
chen, besteht die Möglichkeit, mit Genehmigung der 
Schulaufsichtsbehörde einen entsprechenden Hinweis 
ins Zeugnis aufzunehmen. Darüber hinaus kann mit 
Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde auch eine 
Benotung aufgenommen werden. Die Genehmigung 
wird für die einzelnen Nationalitäten jeweils gesondert 
erteilt.

Der Hinweis im Zeugnis ist unter der Rubrik „Be-
merkungen“ einzufügen und lautet: „Der Schüler/Die 
Schülerin hat an dem vom ……. Konsulat durchgeführ-
ten Unterricht in der …….. Sprache teilgenommen“, 
bzw. „Der Schüler/Die Schülerin hat an dem vom .…... 
Konsulat durchgeführten Unterricht in der ….. Sprache 
teilgenommen und folgende Noten erzielt: …...“

§ 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Aufhebung von 

Vorschriften
(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2015 
außer Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten der 
Erlass betreffend den Unterricht für Kinder ausländi-
scher Arbeitnehmer und für jugendliche ausländische 
Arbeitnehmer vom 10. Oktober 1977 (GMBl. Saar 
S. 674) und der Erlass betreffend den Schulbesuch der 
Kinder von Asylbewerbern im schulpflichtigen Alter 
vom 12. März 1987 (GMBl. Saar S. 83) außer Kraft.

Saarbrücken, den 24. November 2009

Der Minister für Bildung
Kessler

4	 Verordnung zur Änderung der Verordnung  
	 über die Qualifikation für ein Studium  
	 an der Universität des Saarlandes  
	(Qualifikationsverordnung Universität — QVOU)

Vom 25. November 2009

Auf Grund des § 69 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über 
die Universität des Saarlandes (Universitätsgesetz — 
UG) vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. S. 1782), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 1. Juli 2009 (Amts-
bl. S. 1087), und des § 65 Absatz 4 Satz 1 des Geset-
zes über die Hochschule für Technik und Wirtschaft 
des Saarlandes (Fachhochschulgesetz — FhG) vom 
23. Juni 1999 (Amtsbl. S. 982), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 1. Juli 2009 (Amtsbl. S. 1087), ver-
ordnet das Ministerium für Bildung im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Wirtschaft und Wissenschaft 
und dem Ministerium für Gesundheit und Verbraucher-
schutz:

Artikel 1
Die Verordnung über die Qualifikation für ein Studium 
an der Universität des Saarlandes (Qualifikationsver-
ordnung Universität — QVOU) vom 7. Februar 1994 
(Amtsbl. S. 268) wird wie folgt geändert:
1.	 Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt:
	 „§ 2 a
	 Eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung 

erhalten auch die Inhaber folgender Abschlüsse 
der beruflichen Aufstiegsfortbildung:
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	 1.	 Meister im Handwerk nach §§ 45, 51 a, 122 
Handwerksordnung (HwO),

	 2.	 Inhaber von Fortbildungsabschlüssen, für die 
Prüfungsregelungen nach §§ 53, 54 Berufs-
bildungsgesetz (BBiG), §§ 42, 42 a HwO be-
stehen, sofern die Lehrgänge mindestens 400 
Unterrichtsstunden umfassen,

	 3.	 Inhaber vergleichbarer Qualifikationen im 
Sinne des Seemannsgesetzes (staatliche Be-
fähigungszeugnisse für den nautischen oder 
technischen Schiffsdienst),

	 4.	 Inhaber von Abschlüssen von Fachschulen 
entsprechend der „Rahmenvereinbarung über 
Fachschulen“ der Kultusministerkonferenz in 
der jeweils geltenden Fassung,

	 5.	 Inhaber von Fortbildungsabschlüssen für 
Berufe im Gesundheitswesen, für die Prü-
fungsregelungen nach dem Gesetz über die 
Weiterbildung in den Gesundheits- und Al-
tenpflegefachberufen und die Ausübung des 
Berufs der Hebamme und des Entbindungs-
pflegers (WuHG) vom 25. November 1998 
(Amtsbl. 1999, S. 142), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 12. September 2007 (Amtsbl. 
S. 1954), in der jeweils geltenden Fassung be-
stehen, sofern die Lehrgänge mindestens 400 
Unterrichtsstunden umfassen,

	 6.	 Inhaber von Fortbildungsabschlüssen für Be-
rufe im Bereich der sozialpflegerischen und 
sozialpädagogischen Berufe, für die gesetzli-
che Prüfungsregelungen bestehen, sofern die 
Lehrgänge mindestens 400 Unterrichtsstunden 
umfassen.“

2. 	 § 3 wird wie folgt geändert:
	 a)	 In Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort 

„Abschlussprüfung“ die Wörter „eines ersten 
berufsqualifizierenden Abschlusses“ einge-
fügt.

	 b)	 In Absatz 2 wird der Punkt am Satzende durch 
ein Komma ersetzt, und es werden ihm die 
Wörter 

			   „9. 	 Fachhochschule für Bergbau,
			   10.	 Katholische Hochschule für Soziale 

Arbeit.“
		  angefügt.

3. 	 § 5 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Als Nummer 1 a. wird eingefügt:
	     „1 a.	 Abschlusszeugnis der Berufsakade-

mie nach dem Saarländischen Berufs-
akademiegesetz (Saarl. BAkadG) vom 
27. März 1996 (Amtsbl. S. 438), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 1. Juli 2009 
(Amtsbl. S. 1087), soweit es sich nicht 
um Bachelorabschlüsse handelt, die hoch-
schulrechtlich Bachelorabschlüssen der 
Hochschulen gleichgestellt sind (§ 4 a Ab-
satz 2 Satz 2 BAkadG),“

	 b)	 Die Nummern 2 und 3 werden aufgehoben.  
	 c)	 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
		  „4. 	Nachweis über 60 ECTS-Punkte in den 

laut Studien- und Prüfungsordnung für das 
erste Studienjahr vorgesehenen Pflicht- 
und Wahlpflichtfächern, der auf Grund des 
Studiums in einer in Spalte 1 genannten 
Fachrichtung oder einem dort genannten 
Studiengang für ein Studium in einem in 
Spalte 2 genannten Studiengang an der 
Universität des Saarlandes berechtigt:

Spalte 1 Spalte 2
Hochschule für Technik 
und Wirtschaft des 
Saarlandes

Universität des 
Saarlandes

Architektur und 
Bauingenieurwesen

Mathematik 
Physik 
Informatik

Betriebswirtschaft  
Internationale Betriebswirt-
schaftslehre 
Internationales  
Tourismusmanagement

Betriebswirtschafts-
lehre 
Informatik 
Mathematik  
Wirtschaftspädagogik 
Studienrichtungen I 
und II 
Wirtschaft und Recht 
Wirtschaftsinformatik

Elektrotechnik 
Kommunikations
informatik 
Biomedizinische Technik 
Mechatronik-Sensortechnik

Mathematik 
Physik 
Informatik 
Mechatronik 
Computer- und 
Kommunikations
technik

Praktische Informatik Informatik 
Mathematik 
Computer- und Kom
munikationstechnik

Maschinenbau Mathematik 
Physik 
Informatik 
Materialwissenschaft 
und Werkstofftechnik 
Mechatronik

Wirtschaftsingenieurwesen Betriebswirtschafts-
lehre 
Informatik 
Mathematik 
Wirtschaftspädagogik 
Studienrichtung I 
Materialwissenschaft 
und Werkstofftechnik 
Wirtschaftsinformatik

Soziale Arbeit und 
Pädagogik der Kindheit

Psychologie.“
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4. 	 In § 6 Satz 1 werden die Wörter „allgemeinen 
Hochschulreife, der fachgebundenen Hochschul-
reife und“ durch die Wörter „allgemeinen Hoch-
schulreife und der fachgebundenen Hochschulrei-
fe, die Meisterprüfung sowie“ ersetzt.

5.	 § 8 erhält folgende Fassung:
	 „Die fachgebundene Hochschulreife in dem in ih-

rem jeweiligen Herkunftsland geltenden Umfang 
wird nachgewiesen von Bewerbern, die außerhalb 
des Saarlandes im Geltungsbereich des Grundge-
setzes für die Bundesrepublik Deutschland an einer 
öffentlichen oder staatlich anerkannten privaten 
Fachhochschule den Nachweis über 60 ECTS-
Punkte in den laut Studien- und Prüfungsordnung 
für das erste Studienjahr vorgesehenen Pflicht- und 
Wahlfächern erbracht haben oder die Vorprüfung 
abgelegt haben, sofern die Durchschnittsnote der 
Vorprüfung mindestens 2,5 beträgt und eine vom 
Ministerium für Bildung anerkannte Fachhoch-
schulreife gegeben ist.“

6.	 Dem § 9 werden nach einem schreibtechnischen 
Absatz folgende Sätze angefügt:

	 „Nach einem Jahr nachweislich erfolgreich ab-
solvierten Studiums an einer Hochschule außer-
halb des Saarlandes werden landesspezifische 
Hochschulzugangsberechtigungen zum Zwecke 
des Weiterstudiums in dem gleichen oder in einem 
affinen Studiengang anerkannt. Ein Probestudium, 
zu dem abweichend von den in der Verordnung 
über die Studienberechtigung für die staatlichen 
Hochschulen des Saarlandes durch besondere be-

rufliche Qualifikation vom 3. Juni 2004 (Amts
bl. S. 1250), geändert durch die Verordnung vom 
6.  Juli  2009 (Amtsbl. S. 1175), in der jeweils 
geltenden Fassung festgelegten Voraussetzungen 
zugelassen wurde, wird nicht mitgerechnet.“

7.	 § 14 wird wie folgt gefasst:
	 „§ 14
	 (1)	 Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-

kündung in Kraft und am 31. Dezember 2015 
außer Kraft.

	 (2)	 Für Berechtigungen, die vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung erworben wurden, gilt die 
Qualifikationsverordnung Universität   in der 
bis zum 10. Dezember 2009 geltenden Fas-
sung.“ 

8.	 In § 3 Absatz 3, § 6 Satz 2, § 7 Absatz 1 Nummern 
2 und 3, § 8, § 9 sowie in § 12 Nummer 1 Buch-
staben a) und b) werden die Wörter „Bildung und 
Sport“ jeweils durch das Wort „Bildung“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Saarbrücken, den 25. November 2009

Der Minister für Bildung
Kessler
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